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Vorbemerkungen 
 

 

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seiner Teilräume sind durch zusammen-

fassende, überörtliche und fachübergreifende Raumordnungspläne, durch raumordnerische Zu-

sammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwi-

ckeln, zu ordnen und zu sichern. Dabei sind 

1. unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf der jewei-

ligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen, 

2. Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raumes zu treffen. 

 

Raumordnungsgesetz (ROG) § 1 (1) vom 22. Dezember 2008, zuletzt geändert 

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S.2585) 

 

Gesetzliche Grundlagen 

 

Gemäß § 5 Abs. 1 Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landesplanung (NROG) 

i.d.F. vom 18.07.2012 hat der Landkreis Hildesheim als Träger der Regionalplanung für seinen 

Bereich ein Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) aufzustellen. 

 

Im RROP sind diejenigen Ziele der Raumordnung festzulegen, die durch das LROP (LROP) den 

RROP vorbehalten sind. Es können weitere Ziele und Grundsätze der Raumordnung festgelegt 

werden, die den gesetzlichen Grundsätzen der Raumordnung und den Zielen und Grundsätzen 

des LROP nicht widersprechen (§ 5 Abs. 3 NROG). Entsprechend ist das RROP aus dem LROP 

i.d.F. v. 24.09.2012 entwickelt worden. 

 

Verfahren 

 

Das Verfahren zur Aufstellung des RROP für den Landkreis Hildesheim wurde am 16.06.2010 mit 

der Bekanntgabe der allgemeinen Planungsabsichten eingeleitet. Anschließend wurde von der 

Kreisverwaltung der Entwurf einschließlich des Umweltberichtes erarbeitet. Das Beteiligungsver-

fahren wurde im Mai 2013 eingeleitet; es bestand die Möglichkeit, bis zum 16.09.2013 Stellung-

nahmen abzugeben. Parallel erfolgte die Beteiligung der Öffentlichkeit durch Bereitstellung der 

Unterlagen im Internet und Auslegung beim Landkreis Hildesheim. Auf Grund von sich aus der 

Beteiligung ergebenden wesentlichen Änderungen im Bereich Windkraft bestand die Notwendig-

keit zur Durchführung eines erneuten Beteiligungsverfahrens. Dieses wurde am 27.10.2014 einge-

leitet und lief bis zum 31.12.2014. Die Stellungnahmen beider Verfahren wurden ausgewertet, ent-

sprechend aufbereitet und zur Vorbereitung der Erörterung im Internet bereitgestellt. Der Erörte-

rungstermin fand am 14.10.2015 statt. 

Zum Abschluss des Aufstellungsverfahrens erfolgte am 16.03.2016 vom Kreistag die Feststellung 

des RROP durch Satzung; die Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde (Amt für regionale Lan-

desentwicklung Leine-Weser) wurde am 05.07.2016 unter Maßgaben und Nebenbestimmungen 

erteilt. Den Maßgaben ist der Kreistag in seiner Sitzung am 24.10.2016 beigetreten. Daran schloss 

sich die öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Hildesheim am 02.11.2016 an. 
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Aufbau 

 

Die Beschreibende Darstellung des RROP entspricht im Aufbau dem LROP. 

Die Ziele und Grundsätze des Landes sind, soweit sie einen allgemeinen und/oder konkreten Be-

zug zum Planungsraum aufweisen, als Erfordernisse der Raumordnung in der linken Spalte der 

Beschreibenden Darstellung aufgeführt. Sofern diese nicht durch regionale Festlegungen konkreti-

siert werden und somit unmittelbare Gültigkeit für den Planungsraum besitzen, sind sie über beide 

Spalten hinweg wiedergegeben.  

Die innerhalb der Rahmensetzungen gem. § 5 NROG formulierten regionalen Festlegungen der 

Raumordnung sind in der rechten Spalte dem jeweiligen Ziel des Landes zugeordnet. 

Sofern nur einzelne Sätze einer Festlegung des LROP durch eine regionale Festlegung konkreti-

siert wurden, gelten die übrigen Sätze ebenfalls unmittelbar. 

Da Ziele des Landes, die keinen Bezug zum Planungsraum enthalten, nicht aufgenommen wur-

den, ergeben sich bei der Nummerierung zum Teil Lücken. 

 

Gemäß § 3 ROG wird zwischen Zielen und Grundsätzen unterschieden. Dabei sind Ziele verbindli-

che Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der 

Landes- oder Regionalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festle-

gungen in Raumordnungsplänen. Dagegen sind Grundsätze allgemeine Aussagen als Vorgaben 

für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen.  

 

Gemäß § 7 Abs. 4 ROG sind Ziele als solche zu kennzeichnen. Entsprechend sind Ziele fett ge-

druckt. 

 

Im Sinne einer „Verschlankung" der Regionalplanung wurde darauf verzichtet, jedes Ziel bzw. je-

den Grundsatz des Landes zu konkretisieren bzw. in anderen Worten zu wiederholen. Es wurden 

nur dort regionale Festlegungen getroffen, wo auch Einflussmöglichkeiten der Raumordnung be-

stehen. 

 

In der Zeichnerischen Darstellung sind die im LROP vorgegebenen Ziele räumlich näher fest-

gelegt und durch flächen- bzw. standortbezogene regionale Festlegungen ergänzt. Der Darstel-

lungsmaßstab ist nicht auf eine "parzellenscharfe" Interpretation der einzelnen Festlegungen aus-

gerichtet. 

 

Gemäß § 7 (5) ROG ist den Raumordnungsplänen eine Begründung beizufügen. Die Begründun-

gen werden nicht Bestandteil der Satzung, sondern dienen lediglich der Verdeutlichung von Abwä-

gungsprozessen bei der Übernahme und Ergänzung von LROP-Vorgaben und Fachprogrammen 

und liefern Hintergrundinformationen zu den einzelnen Fachkapiteln.  

 

Gem. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 7 Abs 7 des ROG ist bei Aufstellung oder Änderung eines Raumord-

nungsplans eine Umweltprüfung durchzuführen (Strategische Umweltprüfung, SUP). Der Umwelt-

bericht sowie die dazugehörige Zusammenfassende Erklärung sind Teil der Begründung 
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Rechtswirkung 

 

Die Rechtswirkung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung ergibt sich aus § 4 ROG: 

 

Ziele der Raumordnung sind von öffentlichen Stellen bei ihren raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen zu beachten. Dies gilt auch bei Genehmigungen, Planfeststellungen und sonstigen 

behördlichen Entscheidungen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Maßnahmen öffentlicher 

Stellen sowie von Personen des Privatrechtes. 

 

Die Grundsätze der Raumordnung sind von öffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen in der Abwägung oder bei der Ermessensausübung nach Maßgabe der dafür 

geltenden Vorschriften zu berücksichtigen. 

 

Dies gilt auch bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die Personen des Privatrechts 

in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durchführen, wenn öffentliche Stellen an den Personen 

mehrheitlich beteiligt sind oder die Planungen und Maßnahmen überwiegend mit öffentlichen Mit-

teln finanziert werden. 

 

Beschluss des Kreistages vom 16.03.2016 

 

Die gesetzlich vorgeschriebene Übernahme der Regelung des Landes-Raumordnungsprogramms 

in das hiesige Regionale Raumordnungsprogramm wird kritisch bewertet, da diese in Teilberei-

chen eine sinnvolle und nachhaltige regionale Entwicklung im Landkreis Hildesheim beeinträchtigt 

bzw. verhindert. So beschränkt die für das Kreisgebiet Hildesheim übermäßige Ausweisung von 

Flächen zur Rohstoffgewinnung zum Teil massiv die Entwicklung einer nachhaltigen Siedlungs-

struktur. 

 

Ebenso ist die Entscheidungsfähigkeit auch bei der Ausweisung von Vorrangflächen für Wind-

energiegewinnung sowie durch zwingend zu übernehmende Vorgaben bei der Planung von über-

regionalen Stromtrassen und Verkehrswegeplanungen stark eingeschränkt und führt zu erhebli-

chen regionalen Spannungsfeldern. 

 

Im Rahmen der nächsten Überarbeitung des Landes-Raumordnungsprogramms sind diese vorge-

nannten Aspekte besonders zur berücksichtigen und entsprechende Einwendungen des Landkrei-

ses Hildesheim zu erwarten. 
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